Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1238 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

I B 5 - 22 18 45 - 


Bonn, den 14. Dezember 1966 


An den Herrn 
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Betr.: Förderung des Leistungswettbewerbs 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Gewandt, Burge- 
meister, Porten, Riedel (Frankfurt), Wieninger, Schlager 
und Genossen 
— Drucksache V/1142 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung nach dem Beschluß des BGH 
vom 15. Juli 1966 — KVR 3/65 „Bauindustrie” — an ihrer grund- 
sätzlichen Einstellung zur Förderung des Leistungswettbewerbs 
im Sinne ihrer Stellungnahme zum Tätigkeitsbericht des Bundes- 
kartellamtes 1965 bezüglich des Anwendungsbereiches der 
§§ 28 ff. GWB festzuhalten? 

In der zitierten Stellungnahme zum Tätigkeitsbericht des Bun- 
deskartellamtes für 1965 hat die Bundesregierung zu erkennen 
gegeben, daß nach ihrer Ansicht die Vorschriften über Wett- 
bewerbsregeln auch die Verwirklichung strukturpolitischer 
Ziele gestatten. Danach können sich die Unternehmen einzelner 
Wirtschaftszweige gegen Verhaltensweisen außerhalb des 
Leistungswettbewerbs wehren, wenn diese zu volkswirtschaft- 
lich unerwünschten Veränderungen der Marktstruktur führen. 
Wörtlich hat die Bundesregierung ausgeführt: „Die Erhaltung 
einer sinnvollen Mischung von Groß- und mittelständischen 
Unternehmen bleibt nach wie vor das Ziel der Bundesregie- 
rung. Sollten diskriminierende Praktiken dazu führen, daß 
rationell arbeitende kleine und mittlere Unternehmen in ihrer 
Existenz bedroht und dadurch die erwünschten Marktstrukturen 
gefährdet werden, wird die Bundesregierung dem Gesetzgeber 
Gegenmaßnahmen vorschlagen. Zunächst aber müssen die be- 
stehenden gesetzlichen Möglichkeiten genutzt werden, um 
Mißbräuchen wirksam zu begegnen. Hierfür kommen die Vor- 
schriften über die Vereinbarung von Wettbewerbsregeln 
(§§ 28 ff. GWB), das geltende Diskriminierungsverbot (§ 26 
Abs. 2 GWB) und die Möglichkeit, den Mißbrauch einer markt- 
beherrschenden Stellung zu untersagen (§ 22 GWB), in Be- 
tracht." (Seite 2 der Bundestagsdrucksache V/530). 
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Diesem Standpunkt steht die in der Frage 1 erwähnte Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofes nicht entgegen. Der Bundes- 
gerichtshof hat vielmehr die hier behandelte Frage ausdrück- 
lich unentschieden gelassen. (Unter B I, b, ee, letzter Absatz 
des Beschlusses vom 15. Juli 1966.) 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die vom BGH 
beanstandete Wettbewerbsregel nicht über das ihrer Ansicht 
nach zulässige Maß für den Inhalt einer Wettbewerbsregel 
hinausgeht? 


Der Bundesgerichtshof hat in dem genannten Beschluß ausge- 
führt, daß die fragliche Wettbewerbsregel (Verpflichtung zur 
Vorkalkulation) nach der Annahme des Kammergerichts dem 
Zweck dienen sollte, die Bauunternehmungen durch Zwang 
zur Erstellung einer Selbstkostenberechnung vor jedem Ange- 
bot zu einer kostendeckenden Preisbildung zu veranlassen. 
Die durch Vereinstrafen zu erzwingende Festlegung auf kosten- 
deckende Preise hätte, wie der Bundesgerichtshof weiter aus- 
führt, die Gefahr heraufbeschworen, daß die Selbstkosten 
leistungsschwacher Betriebe zur Richtschnur würden, daß die 
Bereitschaft, durch Rationalisierung, Energie der Betriebsfüh- 
rung und Einschränkung des Unternehmergewinns die Preise 
zu senken, nachließe und daß dem Unternehmer die Freiheit 
genommen würde, Perioden, in denen der Auftragsbestand 
rückläufig ist, durch besonders preisgünstige Angebote zu über- 
brücken. Die Festlegung auf kostendeckende Preise wäre also 
nach Meinung des Bundesgerichtshofes geeignet, eine Erstar- 
rung des Preisgefüges auf dem Baumarkt zu fördern und den 
vom GWB gewollten Wettbewerb zu beschränken. 

Angesichts der höchstrichterlichen Würdigung kann die Bun- 
desregierung nicht die Ansicht vertreten, daß die betreffende 
Wettbewerbsregel sich im Rahmen des nach den §§ 28 ff. GWB 
Zulässigen hielte. 


3. Sieht die Bundesregierung — für den Fall, daß sie die Entschei- 
dung des BGH nur als Einzelentscheidung für zutreffend hält — 
ihre Bemühungen zur Förderung des Leistungswettbewerbs da- 
durch gefährdet, daß die Rechtsprechung im Hinblick auf den 
Wortlaut des jetzigen Gesetzestextes der extensiven Auslegung 
durch die Bundesregierung und durch das Bundeskartellamt 
nicht folgt? 


Für eine derartige Prognose besteht nach Ansicht der Bundes- 
regierung kein Anlaß. Die zitierte Entscheidung des Bundes- 
gerichtshofes ist, wie bereits dargelegt, auf die besonderen 
Verhältnisse in dem entschiedenen Fall zugeschnitten; sie läßt 
die Berücksichtigung strukturpolitischer Überlegungen bei der 
Zulassung von Wettbewerbsregeln ausdrücklich offen. 
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4. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß aus wettbewerbs- 
und strukturpolitischen Gründen kurzfristig die Möglichkeit für 
die Aufstellung wirksamer Wettbewerbsregeln zur Förderung 
des Leistungswettbewerbs unter Einschluß der Behandlung von 
Diskriminierungstatbeständen geschaffen werden muß? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese Möglichkeit 
schon jetzt besteht, und zwar nach den geltenden Bestimmun- 
gen über Wettbewerbsregeln. Es ist Sache der betreffenden 
Wirtschaftszweige, durch ihre Verbände das für die Verein- 
barung und die kartellamtliche Zulassung von Wettbewerbs- 
regeln Notwendige zu tun. Mit der Abfassung derartiger Wett- 
bewerbsregeln sind bereits einige Ausschüsse der im „Rat des 
Deutschen Handels" zusammengefaßten Verbände und Grup- 
pen des Groß- und Einzelhandels befaßt. Der Erfolg dieser 
Bemühungen muß zunächst abgewartet werden, ehe an etwaige 
Maßnahmen der Bundesregierung auf diesem Gebiet gedacht 
werden kann. 

Die in dieser Frage angesprochenen Diskriminierungstatbe- 
stände könnten allerdings nicht allgemein, sondern nur in be- 
sonders gelagerten Einzelfällen in Wettbewerbsregeln erfaßt 
werden, worauf bereits in der Kooperationsfibel (Abschnitt 9) 
hingewiesen worden ist. 


Schiller 
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